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IM NAMEN DES VOLKES

IX ZR 130/69 URTEIL Verkündet am
11. November 1971
Amtsinspektor
ala Urknndsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Entschädigungsrechtsstreit

Land N o r d r h e i n - W e s t f a l e n ,
vertreten durch die Landesrentenbehörde Nordrhein-Westfalen,

itraße V «

Prozeßbevollmächtigter:
Beklagter und Revisionskläger,
Rechtsanwalt Br.

gegen

Br. Hedwig 9

St. Ma Platz®,

Klägerin und Revisionsbeklagte

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.
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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 7. Oktober 1971 unter Mit 
Wirkung des Senatspräsidenten Mai und der Bundesrichter 
Zorn, Henkel, Fuchs und Dr. Thumm

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird 
das Urteil des 14. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 
8. Dezember 1967 aufgehoben.
Der Rechtsstreit wird zur anderwei­
ten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die außergerichtlichen Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zu­
rückverwiesen.

berichtigt Das Entschädigungsverfahren ist gebüh-durch an- , , _hängenden ren“ “ ld auslagenfrei.
Beschluß!

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Die 1901 geborene jüdische Klägerin bezieht eine Ren­
te wegen Schadens an Körper oder Gesundheit. Als Verfol­
gungsleiden sind chronische Colitis als Folgezustand nach 
Amoebenruhr und Spondylosis nach Bruch des ersten Lenden­
wirbels im Sinne der Entstehung anerkannt. Die verfolgungs­
bedingte Minderung der Erwerbsfähigkeit ist mit 50 vom Hun­
dert, die allgemeine mit 100 vom Hundert bemessen worden.
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Bei einer Einstufung in die vergleichbare Beamtengruppe 
des höheren Dienstes hat die Behörde den Hundertsatz der 
Rente bis 31. August 1965 auf 45 festgesetzt. Da die Klä­
gerin gleichzeitig eine Rente wegen Schadens im berufli­
chen Fortkommen bezieht, ist die niedrigere Gesundheits­
schadensrente gemäß § 141e Abs. 1 BEG auf 25 vom Hundert 
gekürzt worden; sie betrug ab 1. Oktober 1964 monatlich 
169 DM.

Mit Änderungsbescheid vom 12. Dezember 1966 setzte 
die Behörde die Gesundheitsschadensrente auf Grund der 
7. ÄnderungsVO zur 2. DV-BEG neu fest. Sie berücksich­
tigte dabei ab 1. September 1965 nicht nur die linearen 
Rentenerhöhungen, sondern ermäßigte gemäß §§ 15, 15a der 
2. DV-BEG auch den bisherigen Hundertsatz der Rente von 
45 auf 43. Dabei ging sie vom Mittelwert des § 31 Abs.6 BEG 
= 37,5 vom Hundert aus, rechnete für die allgemeine Min­
derung der Erwerbsfähigkeit von 100 vom Hundert einen Zu­
schlag von 5 vom Hundert hinzu (§ 15a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
der 2. DV-BEG) und rundete den Hundertsatz von 42,5 auf 
43 auf. Den bisherigen Zuschlag von 2 vom Hundert für an­
haltende Schmerzen gewährte sie nicht mehr, weil § 15a der 
2. DV-BEG einen solchen Zuschlag nicht mehr vorsehe. Die 
danach errechnete Rente lag mit 179 DM ab 1. September 1965» 
186 DM ab 1. Januar 1966 und 192 DM ab 1. Oktober 1966 Uber 
der bisherigen Rente von 169 DM.

Mit ihrer Klage wendet sich die Klägerin gegen die 
Herabsetzung des Hundertsatzes der Rente ab 1. September 1965 
von 45 auf 43. Das Landgericht hat der Klage insoweit statt­
gegeben. Die Berufung des Beklagten ist erfolglos geblieben.
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Mit der Revision begehrt der Beklagte unter Aufhebung 
des Berufungsurteils Abweisung der Klage in vollem Umfang, 
hilfsweise Zurückverweisung der Sache an das Berufungsge­
richt. Die Klägerin bittet um Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe 

Die Revision ist begründet.

1. Bas Berufungsgericht ist der Ansicht, der Beklagte 
sei nicht berechtigt gewesen, den Hundertsatz der Gesund- 
heitsschadensrente gemäß Art. II der 7. ÄnderungsVO zur
2. BV-BEG in Verbindung mit §§ 15, 15a der 2. BV-BEG von 
45 auf 43 herabzusetzen. Bern stehe jedenfalls der Besitz­
standsschutz nach Art. II Abs. 5 der 7. ÄnderungsVO ent­
gegen. Selbst wenn man dieser Auffassung nicht folge, sei 
die Kürzung des Hundertsatzes um 2 vom Hundert sachlich 
nicht begründet. Anhaltende Schmerzen könnten auch nach 
Einfügung des § 15a in die 2. BV-BEG gemäß den allgemei­
nen Vorschriften des § 31 Abs. 4 BEG, § 15 Abs. 2 der
2. BV-BEG bei der Bemessung des Hundertsatzes berücksich­
tigt werden. Nach den vorliegenden medizinischen Unterla­
gen könne nicht festgestellt werden, daß die anhaltenden 
Schmerzen bereits bei der Bemessung der verfolgungsbeding­
ten Erwerbsminderung von 50 vom Hundert oder der allgemei­
nen Minderung der Erwerbsfähigkeit von 100 vom Hundert be­
rücksichtigt worden seien. In dem Gutachten des ärztlichen 
Sachverständigen, das Grundlage der Rentenbescheide gewe­
sen sei, werde zwar dargestellt, daß die Klägerin infolge 
ihrer Wirbelsäulenfraktur vor allem bei längerem Stehen 
und Gehen und bei schlechtem Wetter häufig unter starken
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Schmerzen leide. Es sei aber nicht zu erkennen, ob hier­
durch die von der Behörde vorgenommene Schätzung der Höhe 
der allgemeinen und der verfolgungsbedingten Erwerbsmin­
derung bestimmt worden sei. Bei dieser Sachlage erscheine 
es gerechtfertigt, der Klägerin wegen der anhaltenden Schmer­
zen den bisherigen Zuschlag von 2 vom Hundert zu belassen.

2. Diese Ausführungen halten der rechtlichen Nachprüfung 
nicht stand.

a) Die Behörde war nicht gehindert, die Gesundheitsscha- 
densrente gemäß Art. II der 7. ÄnderungsVO zur 2. DV-BEG 
in Verbindung mit §§ 15, 15a der 2. DV-BEG neu festzusetzen 
und dabei einen niedrigeren Hundertsatz als bisher zugrunde­
zulegen. Auf eine Leistungsverbesserung für laufende Renten 
nach der 7. ÄnderungsVO besteht nur im Rahmen der veränder­
ten Hundertsatzbestimmungen der §§ 15, 15a der 2. DV-BEG 
Anspruch. Die Bestandsgarantie des Art. II der 7. Änderungs­
VO bezieht sich nur auf den Betrag der bisherigen Rente, 
nicht auf den Hundertsatz, der ihr zugrunde liegt (BGH RzW 
1969, 428 Nr. 35). Hieran wird festgehalten. Da die Behörde 
durch den Änderungsbescheid vom 12. Dezember 1966 den bis­
herigen Rentenbetrag trotz der Herabsetzung des Hundertsatzes 
erhöht hat, bestehen auch insoweit keine Bedenken gegen die 
Wirksamkeit des Bescheides (BGH aaO).

b) Das Berufungsurteil wird auch nicht von der Erwägung 
getragen, daß die vorgenommene Kürzung des Hundertsatzes um 
2 vom Hundert sachlich nicht begründet sei. Das Oberlandes­
gericht hat zwar zutreffend ausgeführt, daß persönliche Ver­
hältnisse des Verfolgten, zu denen insbesondere Art und 
Schwere der körperlichen Versehrtheit gehören, nicht zu
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einer Erhöhung des Hundertsatzes der Rente führen können, 
wenn sie bereits bei der Bemessung der verfolgungsbeding­
ten Erwerbsminderung berücksichtigt worden sind (BGH RzW 
1969, 425 Nr. 31). Auch anhaltende Schmerzen können daher 
nur dann hundertsatzerhöhend berücksichtigt werden, wenn 
sie nicht bereits für die Bemessung des Grades der verfol­
gungsbedingten Erwerbsminderung herangezogen worden sind. 
Entsprechendes gilt, wenn der Verfolgte um 80 oder mehr 
vom Hundert allgemein erwerbsgemindert ist und ihm hier­
für bereits der Zuschlag von 5 vom Hundert nach § 15a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der 2. DV-BEG gewährt wird. Da Um­
stände, die sich bereits bei einem Berechnungselement ren­
tenerhöhend ausgewirkt haben, bei einem anderen Berechnungs­
element der Rente nicht nochmals berücksichtigt werden kön­
nen, ist hier maßgeblich, ob der Grad der allgemeinen Er­
werbsminderung ab 80 vom Hundert auch ohne die Berücksich­
tigung anhaltender Schmerzen festgesetzt worden wäre.

Im Regelfall werden anhaltende Schmerzen bei der Fest­
setzung des Grades der allgemeinen und der verfolgungsbe­
dingten Erwerbsminderung berücksichtigt, weil sie die kör­
perliche und geistige Leistungsfähigkeit des Verfolgten im 
allgemeinen Erwerbsleben beeinflussen (§33 Abs. 1 Satz 1 
BEG). Es bedarf daher der Feststellung durch das Entschä­
digungsgericht, daß eine solche Berücksichtigung ausnahms­
weise nicht stattgefunden hat. Eine solche Feststellung 
hat das Berufungsgericht nicht getroffen. Es genügt ins­
besondere nicht die Erwägung, es sei nicht erkennbar, ob 
die von der Behörde vorgenommene Schätzung der Höhe der 
allgemeinen und der verfolgungsbedingten Erwerbsminderung 
durch die Angaben des ärztlichen Gutachters Über die star-
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ken und häufigen Schmerzen bestimmt worden sei. Vielmehr 
hätte der Berufungsrichter, wenn er zu einer Feststellung 
auf Grund des Akteninhalts und eigener Sachkunde nicht im­
stande war, entweder ein Ergänzungsgutachten des Dr. Lede­
rer oder ein zusätzliches anderes Gutachten einholen müs­
sen.

c) Das Berufungsurteil kann auch deshalb keinen Bestand 
haben, weil das Oberlandesgericht keine Feststellung dar­
über getroffen hat, inwieweit besondere Umstände einen Zu­
schlag zum Hundertsatz der Rente wegen Schmerzen rechtfer­
tigen. Bei der Bemessung des Hundertsatzes der Gesundheits­
schadensrente können nämlich nach Einfügung des § 15a in die 
2. DV-BEG Schmerzen nur noch unter besonderen Umständen be­
rücksichtigt werden (BGH RzW 1969, 219 Nr. 55). Solche be­
sonderen Umstände können in der anhaltenden Dauer und dem 
besonderen Ausmaß der Schmerzen liegen. Ein derartiger Aus­
nahmetatbestand muß vom Richter der Tatsacheninstanz festge­
stellt werden. Das hat der Berufungsrichter unterlassen, weil 
er die neue Rechtslage auf Grund der Einfügung des § 15a in 
die 2. DV-BEG nicht beachtet hat. Darin liegt ein sachlich­
rechtlicher Fehler, der ohne Verfahrensrüge vom Revisions­
gericht zu beachten ist.

d) Schließlich hätte das Berufungsgericht den errechneten 
Hundertsatz von 44,5 nicht auf 45 aufrunden dürfen. Der nach 
§§ 15, 15a der 2. DV-BEG errechnete Hundertsatz ist vielmehr 
auch dann zugrunde zu legen, wenn sich eine gebrochene Zahl 
ergibt (BGH RzW 1971, 168 Nr. 10).



Deshalb wird das Berufungsurteil aufgehoben und 
der Rechtsstreit zur Nachholung der erforderlichen Fest­
stellungen an das Oberlandesgericht zurückverwiesen.

Mai Zorn Henkel

Fuchs Dr. Thumm
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B e s c h 1 u s s

in dem Entschädigungsrechtsstreit

Land N o r d r h e i n - W e s t f a l e n ,
vertreten durch die Landesrentenbehörde Nordrhein-Westfalen,

itraße flP,

- Prozeßbevollmächtigter:
Beklagter und Revisionskläger, 
Rechtsanwalt Br.

gegen

Dr. Hedwig S
■l St. M

- Prozeßbevollmächtigter:
Klägerin und Revisionsbeklagte,
Re wait Dr.

Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 
18. November 1971 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Mai 
und der Bundesrichter Zorn, Henkel, Puchs und Br. Thumm
beschlossen:

Gemäß § 209 Abs. 1 BEG* § 319 ZPO 
wird das am 11. November 1971 ver­
kündete Urteil des Senats dahin be­
richtigt, daß der letzte Absatz des 
Urteilstenors lautet:
"Das Revisionsverfahren ist gebühren- 
und auslagenfrei."

Mai Zorn Henkel Puchs Br. Thumm
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